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Der Lauf der Jahresfrist in § 45 Abs. 4 S. 2 SGB X beginnt mit der Kenntnis der konkreten 
Rücknahmegründe, nicht allein der Tatsachen, aus denen sich die Rechtswidrigkeit des 
früheren Verwaltungsakts ergibt. 
 
Wird ein Bescheid nach § 86 Abs. 1 SGG Gegenstand des Widerspruchsverfahrens, ist eine 
gesonderte Anhörung nach § 24 Abs. 1 SGB X entbehrlich, wenn dem Widerspruchsführer 
die entscheidungserheblichen Tatsachen bekannt sind, er erkennt, dass noch keine 
endgültige Entscheidung i.F. des Widerspruchsbescheids ergangen ist und er die 
Möglichkeit zur Äußerung hat. § 24 Abs. 1 SGB X ist in diesen Fällen einschränkend 
auszulegen. 
  
§§ 24, 45 SGB X; 86 SGG 
 
 

hier:  
Urteil des Bundessozialgerichts vom 11.06.2003 – B 5 RJ 28/02 R -  
Bestätigung  Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 12.03.2002 - L 12 RJ 32/01 -, HVBG-INFO 
5/2003 vom 10.02.2003, S. 390-393                            
 
 
Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 11.06.2003 – B 5 RJ 28/02 R –  
wie folgt entschieden: 
 
 
 
 

Leitsatz 
Soweit im Widerspruchsverfahren ein weiterer Bescheid ergeht, der Gegenstand des Verfahrens wird, 
bedarf es keiner gesonderten Anhörung, wenn dem Widerspruchsführer die entscheidungserheblichen 
Tatsachen bereits bekannt gegeben sind und für ihn zu erkennen ist, dass insoweit noch keine endgültige 
Entscheidung (in Form des Widerspruchsbescheides) ergangen ist und er noch ausreichend Zeit zur 
Äußerung hat. 
 
 
 
 
Tatbestand 
 
Der Kläger wendet sich gegen die teilweise Rücknahme der Bewilligung von Übergangs-

geld (Übg) wegen gleichzeitig erzielten Arbeitsentgeltes für die Zeit ab 1. Februar 1994 bis 

zum 31. Januar 1997 und die damit verbundene Rückforderung.  
 
Die beklagte Landesversicherungsanstalt (LVA) bewilligte dem 1950 geborenen Kläger - 

einem Dachdeckermeister, der bis 1992 im eigenen Betrieb tätig war - für die Dauer einer 

beruflichen Umschulungsmaßnahme (zum Bautechniker) Übg ab 1. Februar 1994. Im Be-

willigungsbescheid vom 20. Mai 1994, der einen früheren Bescheid vom 15. März 1994 

ersetzte, belehrte die Beklagte den Kläger (unter der Überschrift "Auflagen, Vorbehalte 

und Mitteilungen") über seine Verpflichtung, ihr den Bezug von Erwerbseinkommen und 

anderen Leistungen unverzüglich  
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mitzuteilen; wegen derartiger Bezüge zu viel gezahltes Übg sei zurückzuzahlen; im Üb-

rigen verwies sie auf weitere Ausführungen in der Anlage zu dem Bescheid. In der Fol-

gezeit wurde die Leistung mehrfach dynamisiert und die Beklagte zahlte dem Kläger für 

den Zeitraum vom 1. Februar 1994 bis zum Ende der (erfolgreich abgeschlossenen) 

Maßnahme am 30. Januar 1997 insgesamt einen Betrag von 111.048,88 DM. Während 

der gesamten Umschulungsmaßnahme war der Kläger jedenfalls bis Januar 1997 bei 

der G. GmbH - einer Dachdeckerfirma - zugleich versicherungspflichtig beschäftigt und 

erzielte in dieser Zeit einen Nettolohn von 69.256,11 DM.  

 

Entscheidungsgründe 

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Gegenstand des Revisionsverfahrens sind 

lediglich noch die angefochtenen Bescheide der Beklagten vom 27. Dezember 1999, 

abgeändert am 18. Januar 2000, in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18. 

April 2000. Diese Bescheide sind - wie das LSG zu Recht entschieden hat - rechtmäßig. 

Denn die Voraussetzungen für eine teilweise Rücknahme des Bewilligungsbescheides 

vom 20. Mai 1994 rückwirkend für die Zeit vom 1. Februar 1994 bis zum 31. Januar 

1997 sind gegeben (dazu unter 1.) und zu Recht ist die Erstattungspflicht des Klägers in 

Höhe von 69.256,46 DM festgestellt worden (dazu unter 2.).  

 

1. Die Rechtmäßigkeit dieser Bescheide misst sich - soweit der Bewilligungsbescheid 

vom 20. Mai 1994 zurückgenommen worden ist - an § 45 SGB X. Danach ist ein 

rechtswidriger begünstigender Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar gewor-

den ist, mit Wirkung für die Vergangenheit zurückzunehmen, wenn die in § 45 Abs 2 

Satz 3 SGB X genannten Rücknahmevoraussetzungen vorliegen.  

 

a) Zutreffend - und jedenfalls dem Grunde nach auch vom Kläger in seinem Revisions-

vorbringen nicht in Frage gestellt - ist das LSG von der Rechtswidrigkeit des Beschei-

des vom 20. Mai 1994 über die Bewilligung von Übg ausgegangen, weil der Berech-

nung des Übg das in dem letzten Kalendermonat vor dem Beginn der Maßnahme (1. 

bis 31. Januar 1994) erzielte Arbeitsentgelt gemäß § 22 Abs 2 SGB VI in der bis zum 

30. Juni 2001 gültigen, hier maßgebenden Fassung (aF) zu Grunde gelegt worden ist, 

ohne zu berücksichtigen, dass der Kläger zeitgleich Erwerbseinkommen erzielt hat, das 
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gemäß § 27 Abs 1 Nr 1 SGB VI aF auf das Übg anzurechnen war. Nach dieser Vor-

schrift wird auf das Übg das gleichzeitig erzielte Erwerbseinkommen angerechnet, das 

dem Versicherten (als Arbeitnehmer) nach Abzug von Steuern und Beiträgen zur Sozi-

alversicherung zufließt; abzustellen ist somit auf das Nettoarbeitsentgelt.  

 

b) Entgegen der Ansicht des Klägers hat die Beklagte die Jahres-Frist für eine rückwir-

kende Rücknahme des rechtswidrigen begünstigenden Verwaltungsaktes eingehalten. 

Nach § 45 Abs 4 Satz 2 SGB X muss die Behörde dann, wenn der Verwaltungsakt mit 

Wirkung für die Vergangenheit nach § 45 Abs 2 Satz 3 SGB X zurückgenommen wird, 

dies innerhalb eines Jahres seit Kenntnis der Tatsachen tun, welche die Rücknahme 

eines rechtswidrigen begünstigenden Verwaltungsaktes für die Vergangenheit rechtfer-

tigen. Die Frist beginnt also mit der Kenntnis der Rücknahmegründe, wozu nicht allein 

die Tatsachen gehören, aus denen sich die Rechtswidrigkeit des früheren Verwaltungs-

akts ergibt (vgl zB BSG Urteil vom 8. Februar 1996 - 13 RJ 35/94 - BSGE 77, 295, 299 f 

= SozR 3-1300 § 45 Nr 27). Wie vom LSG festgestellt, hat die Beklagte frühestens am 

6. Dezember 1999 (Eingang der mit Schreiben des Steuerberaters der G. GmbH vom 2. 

Dezember 1999 übersandten Lohnunterlagen für das Jahr 1994) Kenntnis von den die 

Rechtswidrigkeit der früheren Leistungsbewilligung ergebenden Tatsachen erhalten. 

Die Jahres-Frist zur Rücknahme ist demzufolge mit dem Bescheid vom 27. Dezember 

1999, abgeändert am 18. Januar 2000, gewahrt. Soweit der Kläger mit seinem Revisi-

onsvorbringen die Richtigkeit dieser Feststellung des LSG in Zweifel zieht und geltend 

macht, aus den der Beklagten am 26. November 1998 übersandten Lohnunterlagen sei 

bereits zu ersehen gewesen, dass er seit dem 1. Januar 1994 einer Erwerbstätigkeit 

nachgegangen sei, und vor diesem Hintergrund sei auch das Schreiben vom 24. No-

vember 1998 zu sehen, geht dieser Einwand fehl. Wie bereits das LSG im Kern ausge-

führt hat, kommt es für die Anrechnung des Erwerbseinkommens nach § 27 Abs 1 Nr 1 

SGB VI auf die Kenntnis von der Höhe des jeweiligen Erwerbseinkommens an. Entge-

gen der Rechtsmeinung des Klägers ist die genaue Höhe seines Erwerbseinkommens 

für den Erlass bereits des Rücknahmebescheides - und nicht erst für den Erstattungs-

bescheid nach § 50 Abs 1 SGB X - erforderlich. Denn nach § 45 Abs 1 Satz 1 SGB X 

darf ein begünstigender Verwaltungsakt nur zurückgenommen werden, "soweit" er 

rechtswidrig ist. Dem entspricht, dass nach § 50 Abs 1 SGB X Umfang und Ausmaß 

des Erstattungsanspruchs davon abhängen, ob und "soweit" ein Verwaltungsakt aufge-
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hoben worden ist.  

 

Für die Kenntnis der die Rücknahme rechtfertigenden Tatsachen genügt also die bloße 

Tatsache der Beschäftigung des Klägers nicht, vielmehr kommt es auf die Höhe der 

Einkünfte, deren Art und zeitliche Verteilung an - wenn etwa in einem Monat das anzu-

rechnende Erwerbseinkommen das Übg übersteigt, ist nur Letzteres überzahlt und zu 

erstatten. Dies zeigen auch die anhand der Lohn- und Gehaltsabrechnungen erstellten 

Bescheide der Beklagten, insbesondere der Bescheid vom 18. Januar 2000 und der 

Widerspruchsbescheid vom 18. April 2000, in denen die unterschiedlichen Nettobezüge 

des Zeitraums von 1. Februar 1994 bis 31. Januar 1997 im Einzelnen dargestellt sind 

und deutlich wird, dass die Übg-Zahlung nur teilweise - nämlich in Höhe des jeweils an-

zunehmenden Nettoarbeitsentgelts - aufgehoben worden ist.  

 

c) Der Kläger kann sich auch nicht auf Vertrauensschutz berufen. Denn die subjektiven 

Voraussetzungen für eine rückwirkende Aufhebung des Bewilligungsbescheides nach § 

45 Abs 3 Satz 3 iVm Abs 2 Satz 3 Nr 3 SGB X liegen vor. Nach den tatsächlichen Fest-

stellungen des LSG, die der Kläger im Revisionsverfahren nicht angegriffen hat und die 

nach § 163 SGG für das Revisionsgericht bindend sind, trifft den Kläger zumindest der 

Vorwurf der groben Fahrlässigkeit. Denn er musste schlechthin wissen, dass wegen 

seines Arbeitseinkommens der Bewilligungsbescheid vom 20. Mai 1994 zu seinen 

Gunsten falsch war; dies ergab sich auch aus den entsprechenden Hinweisen im Be-

scheid. Sein im Berufungsverfahren vorgelegter Schriftwechsel mit der BfA aus dem 

Jahre 1995 vermag ihn - wie schon das LSG zu Recht ausgeführt hat - von der Verlet-

zung seiner Mitteilungspflicht gegenüber der beklagten LVA nicht zu entlasten. Die 

Zehn-Jahres-Frist des § 45 Abs 3 Satz 3 SGB X ist ebenfalls gewahrt. Danach beträgt 

die Rücknahmefrist zehn Jahre, wenn der Begünstigte die Rechtswidrigkeit des Verwal-

tungsaktes kannte oder grob fahrlässig nicht kannte (§ 45 Abs 3 Satz 3 Nr 1 SGB X).  

 

d) Schließlich hat die Beklagte bei ihrer Rücknahmeentscheidung auch das erforderli-

che Ermessen nach § 45 Abs 1 SGB X ausgeübt. Nach dem Inhalt des angefochtenen 

Bescheides vom 27. Dezember 1999 war sich die Beklagte ihres Ermessensspielraums 

erkennbar bewusst. Sie hat im Rahmen der Ausübung ihres Ermessens auch geprüft, 

ob die Rückforderung der Leistung unter dem Gesichtspunkt der besonderen Härte 
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ausgeschlossen war (vgl hierzu BSG Urteil vom 17. Oktober 1990 - 11 RAr 3/88 - SozR 

3-1300 § 45 Nr 5). Im Rahmen der gebotenen Abwägung zwischen den Interessen der 

Versichertengemeinschaft auf Wiederherstellung des rechtmäßigen Zustandes und dem 

Interesse des Klägers am Fortbestehen des Verwaltungsaktes hat sie ausgeführt, dass 

diese Abwägung auch unter Berücksichtigung der derzeitigen bzw zukünftigen wirt-

schaftlichen Verhältnisse des Klägers einer Rückforderung der Leistung nicht entge-

genstehe. Diese Begründung ist ausreichend (vgl BSG Urteil vom 21. März 1990 - 7 

RAr 112/88 - SozR 3-1300 § 45 Nr 2). Denn es steht der Behörde in den Grenzen ihres 

Ermessens frei, auf welche Umstände sie abheben will, die dann ggf aufklärungsbedürf-

tig werden. Letzteres war bei dem Kläger nicht der Fall; er hat weder im weiteren Wi-

derspruchsverfahren noch im Gerichtsverfahren geltend gemacht, eine Rückzahlung 

des Übg sei ihm wirtschaftlich nicht möglich und dies liegt auch nicht zuletzt wegen sei-

ner fortlaufenden Erwerbstätigkeit fern. Dass die Beklagte im Widerspruchsbescheid 

vom 18. April 2000 ihre Ermessensgesichtspunkte noch näher präzisiert hat (monatli-

ches Gehalt von 4.300 DM brutto, kein Verlust anderweitiger Sozialleistungen, überwie-

gendes Verschulden des Klägers), ist unerheblich, denn dabei handelte es sich um kei-

ne neuen rechtserheblichen Tatsachen.  

 

e) Entgegen seiner Auffassung ist der Kläger ordnungsgemäß angehört worden. Der 

Bescheid vom 27. Dezember 1999, geändert durch den Bescheid vom 18. Januar 2000, 

ist nicht nach § 24 Abs 1 SGB X iVm § 42 Satz 2 SGB X rechtswidrig und aufzuheben. 

Nach § 24 Abs 1 SGB X ist, bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte ei-

nes Beteiligten eingreift, diesem Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entschei-

dung erheblichen Tatsachen zu äußern; nach Abs 2 der Vorschrift kann davon nur unter 

bestimmten, im Gesetz abschließend aufgezählten - hier nicht einschlägigen - Ausnah-

men abgesehen werden. Die Beklagte hat den Kläger vor Erlass des Bescheides vom 

27. Dezember 1999 (geändert durch den Bescheid vom 18. Januar 2000) nicht ange-

hört.  

 

Eine solche erneute Anhörung war auch angesichts der bereits erfolgten Anhörung vom 

8. Dezember 1998 nicht überflüssig. Denn das Anhörungsschreiben vom 8. Dezember 

1998 bezog sich nur auf eine beabsichtigte Rücknahme der Leistungsbewilligung (im 

Bescheid vom 15. März 1994) mit Wirkung ab 1. Januar 1995 und eine Erstattungsfor-
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derung in Höhe von 45.835,80 DM. Es erhält auch in Verbindung mit dem Aufklärungs-

schreiben der Beklagten vom 24. November 1998 keine umfassendere Bedeutung. Erst 

mit dem angefochtenen Bescheid vom 27. Dezember 1999 (geändert durch den Be-

scheid vom 18. Januar 2000) hat die Beklagte den Übg-Bescheid (vom 20. Mai 1994) 

für die Zeit ab 1. Februar 1994 bis zum 31. Januar 1997 - also erweitert um elf Monate -

aufgehoben und den überzahlten Betrag mit 69.256,46 DM beziffert. Die vorliegende 

Fallgestaltung lässt sich deshalb mit der Sachverhaltsgestaltung, die dem von der Be-

klagten zitierten Urteil des 7. Senats des BSG vom 15. August 2002 (B 7 AL 38/01 R - 

veröffentlicht in JURIS) zu Grunde lag, nicht vergleichen. Denn dort hatte sich der Ver-

fügungssatz in dem Aufhebungsbescheid gerade nicht geändert, sondern war die Auf-

hebung lediglich auf eine andere Rechtsgrundlage, nämlich nicht mehr auf § 45 SGB X, 

sondern auf § 48 SGB X gestützt worden.  

 

Eine gesonderte Anhörung ist jedoch nicht erforderlich, wenn - wie im Fall des Klägers -

im Widerspruchsverfahren ein Bescheid ergeht, der nach § 86 Abs 1 SGG Gegenstand 

dieses Verfahrens wird, dem Widerspruchsführer die entscheidungserheblichen Tatsa-

chen bekannt sind und er ferner erkennt, dass insoweit noch keine endgültige Entschei-

dung (in Form des Widerspruchsbescheides) ergangen ist und dass er die Möglichkeit 

hat, sich zu äußern. Die Anhörungsvorschrift des § 24 Abs 1 SGB X ist für diesen Fall 

einschränkend auszulegen (teleologische Reduktion). Denn die beiden sich aus § 24 

SGB X ergebenden Funktionen der Anhörung (Kenntnis sowohl der für einen geplanten 

Bescheid rechtserheblichen Tatsachen als auch der Äußerungsmöglichkeit) vor der 

endgültigen Entscheidung sind bei einer derartigen Fallkonstellation auch ohne geson-

dertes Anhörungsschreiben erfüllt.  

 

Beim Kläger kann im Ergebnis nichts anderes gelten als bei einem Betroffenen, dem 

gegenüber ohne Anhörung ein belastender Verwaltungsakt ergangen ist, der Anhö-

rungsmangel jedoch durch das Widerspruchsverfahren iS des § 41 Abs 1 Nr 3 SGB X 

geheilt wird. In Übereinstimmung mit den og Funktionen der Anhörung nach § 24 Abs 1 

SGB X setzt eine solche Heilung zum einen voraus, dass entweder der Bescheid selbst 

alle wesentlichen Tatsachen nennt, auf die die Verwaltung die Entscheidung stützt, oder 

aber dem Betroffenen diese Tatsachen bereits bekannt sind (s Senatsurteil vom 24. 

März 1994 - 5 RJ 22/93, HVBG-Info 1994, 1829). Diese Voraussetzung ist im vorlie-
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genden Fall durch die Bescheide nach § 86 Abs 1 SGG erfüllt. Denn mit den Beschei-

den vom 27. Dezember 1999 und 18. Januar 2000 hat die Beklagte (in Form einer Erst-

entscheidung der Ausgangsbehörde) klar gestellt, dass die Leistungsbewilligung bereits 

mit Beginn, dh ab 1. Februar 1994 teilweise aufgehoben und die überzahlten Beträge 

zurückgefordert werden; dabei wurden auch die Berechnungsgrundlagen und die Ge-

sichtspunkte für eine Ermessungsentscheidung nach § 45 Abs 2 SGB X im Einzelnen 

mitgeteilt. Zum anderen muss dem Betroffenen, damit die Nachholung der Anhörung 

durch das Widerspruchsverfahren einer Anhörung vor Bescheiderteilung gleich stehen 

kann, deutlich werden, dass noch keine endgültige Entscheidung getroffen ist und er zu 

den von der Verwaltung für entscheidungserheblich gehaltenen Tatsachen noch Stel-

lung nehmen kann. Dies ist im "Normalfall" der Heilung eines Anhörungsfehlers durch 

das Widerspruchsverfahren mit der Rechtsbehelfsbelehrung des Bescheides gewähr-

leistet (s BVerwG vom 17. August 1982 - 1 C 22.81 - BVerwGE 66, 111, 114; ebenso 

BSG Urteile vom 14. Juli 1994 - 7 RAr 104/93 - SozR 3-4100 § 117 Nr 11; vom 30. April 

1997 - 12 RK 34/96 - BSGE 80, 215, 217 = SozR 3-2940 § 7 Nr 4; vom 5. November 

1997 - 9 RV 20/96 - BSGE 81, 156, 158 = SozR 3-1300 § 45 Nr 37 und vom 13. De-

zember 2001 - B 13 RJ 67/99 R - BSGE 89, 111, 114 = SozR 3-1300 § 1 Nr 1, jeweils 

mwN). Ein darüber hinausgehender, gesonderter Hinweis auf die Äußerungsmöglichkeit 

ist für die Heilung eines Anhörungsmangels durch das Widerspruchsverfahren nicht 

erforderlich. Sollte der 4. Senat des BSG (im Urteil vom 26. September 1991 - 4 RK 

4/91 - BSGE 69, 247, 251 ff = SozR 3-1300 § 24 Nr 4, auf das sich die Revision beruft) 

anderer Ansicht gewesen sein, so hat er diese Rechtsprechung inzwischen aufgegeben 

(vgl zB Urteil vom 16. November 1995 - 4 RLw 3/94, das wiederum eine "normale" Hei-

lung durch das Widerspruchsverfahren annimmt).  

 

Sollen hingegen im Widerspruchsverfahren neue Tatsachen zu Ungunsten des Wider-

spruchsführers verwertet werden, um die bereits im Bescheid getroffene Entscheidung 

zusätzlich zu begründen (zB ein weiteres medizinisches Gutachten, das die Verwal-

tungsentscheidung bestätigt), so sind dem Betroffenen nicht nur jene neu ermittelten 

Umstände zur Kenntnis zu geben; ferner ist er auch noch einmal gesondert auf seine 

Äußerungsmöglichkeit hinzuweisen, denn sonst wird ihm iS des § 24 Abs 1 SGB X ins-

gesamt keine Gelegenheit gegeben, sich zu den entscheidungserheblichen Tatsachen 

zu äußern (vgl BVerwG Urteil vom 14. Oktober 1982 - 3C 46.81, BVerwGE 66, 184, 189 
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f; BSG Urteil vom 13. Dezember 2001 - B 13 RJ 67/99 R - BSGE 89, 111, 114 f = SozR 

3-1300 § 1 Nr 1). Ebenso aber, wie bereits bekannte Tatsachen nicht noch einmal wie-

derholt werden müssen (Senatsurteil vom 24. März 1994 - 5 RJ 22/93, HVBG-Info 

1994, 1829), bedarf es keines besonderen Hinweises auf eine Äußerungsmöglichkeit, 

wenn dies für den Betroffenen zu erkennen war. So aber liegt der Fall hier. Unabhängig 

von der Frage, ob bereits der Hinweis auf § 86 SGG als solcher dies allgemein erken-

nen lässt, hat das LSG speziell bezogen auf den Kläger festgestellt, dass für ihn zu er-

kennen war, dass noch keine endgültige Entscheidung in der Sache ergangen war und 

dass er sich zu den diesen Bescheiden zu Grunde gelegten Tatsachen äußern konnte. 

Da gegen diese Feststellung keine zulässigen und begründeten Verfahrensrügen vor-

gebracht worden sind, ist sie für den Senat bindend (§ 163 SGG); der reine, jene Fest-

stellung in Abrede stellende Vortrag in der Revisionsbegründung vermag hieran nichts 

zu ändern. Für die Richtigkeit dieser Feststellung spricht im Übrigen nicht nur - wie die 

Beklagte in ihrer Revisionserwiderung betont hat -, dass laut den vom LSG in Bezug 

genommenen Verwaltungsakten sowohl der Bescheid vom 27. Dezember 1999 als 

auch der Bescheid vom 18. Januar 2000 jeweils in Kopie (am 13. bzw 18. Januar 2000) 

an den Prozessbevollmächtigten des Klägers, der auch seinerzeit mit Schreiben vom 

28. September 1999 Widerspruch eingelegt hatte, zur Kenntnis übersandt worden wa-

ren. Denn unabhängig von einer rechtskundigen Beratung durch den Prozessbevoll-

mächtigten des Klägers ergibt sich bereits aus dem im Schlusssatz des Bescheides 

vom 18. Januar 2000 enthaltenen Hinweis, wonach der Vorgang in Kürze der Wider-

spruchsstelle zur Entscheidung vorgelegt werde, klar und eindeutig, dass noch keine 

endgültige Entscheidung (in Form des Widerspruchsbescheides) ergangen war und 

noch eine Möglichkeit bestand, sich zu äußern.  

 

Die ordnungsgemäße Anhörung des Klägers vor Erlass der Bescheide vom 27. De-

zember 1999 und vom 18. Januar 2000 scheitert auch nicht an einer zu kurzen Anhö-

rungsfrist. Zwar hat die Beklagte in jenen Bescheiden kein Datum genannt, bis zu dem 

eine Äußerung erfolgen sollte; sie hat jedoch nach Erlass des letztgenannten Beschei-

des noch etwa drei Monate zugewartet, bis sie den Widerspruchsbescheid (vom 18. 

April 2000) erlassen hat. Damit aber stand dem Kläger - auch unter Berücksichtigung 

dessen, dass eine Verzögerung durch die erforderliche Kontaktaufnahme mit seinem 

Rechtsanwalt eingeräumt werden musste - genügend Zeit zur Verfügung, um eine Äu-
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ßerung abzugeben und ggf noch benötigte Tatsachenunterlagen anzufordern oder aber 

die Beklagte zu bitten, bis zu einem bestimmten Termin abzuwarten. Versäumt er dies, 

so hatte er dennoch Gelegenheit zum rechtlichen Gehör (vgl BSG Urteil vom 30. März 

1982 - 2 RU 73/81 - SozR 1300 § 24 Nr 4 mwN; Krasney in Kasseler Komm, § 24 SGB 

X RdNr 16, Stand März 2001).  

 

2. Auch die von der Beklagten zugleich mit der Rücknahme der Leistungsbewilligung 

geltend gemachte Erstattungsforderung in Höhe von 69.256,46 DM begegnet keinen 

Bedenken. Nach § 50 Abs 1 Satz 1 SGB X sind, soweit ein Verwaltungsakt aufgehoben 

worden ist, bereits erbrachte Leistungen zu erstatten. Wie in den angefochtenen Be-

scheiden vom 27. Dezember 1999 bzw 18. Januar 2000 im Einzelnen ausgeführt wor-

den ist, erklärt sich der Erstattungsbetrag aus dem jeweils in dem Zeitraum ab 1. Feb-

ruar 1994 bis 31. Januar 1997 bezogenen monatlichen bzw kalendertäglichen Netto-

lohn, der auf das jeweils in dieser Zeit gezahlte, höhere Übg anzurechnen ist, sodass 

sich aus dem Differenzbetrag ein tatsächlich zustehender Anspruch auf Übg in Höhe 

von lediglich 41.792,42 DM errechnet und demzufolge - gemessen an der ausbezahlten 

Übg-Gesamtleistung in Höhe von 111.048,88 DM - ein Überzahlungsbetrag in Höhe von 

69.256,46 DM festzustellen ist.  

 

Soweit demgegenüber der Kläger nunmehr vorträgt, er habe entgegen den - über den 

Steuerberater seiner Arbeitgeberin - vorgelegten Lohnunterlagen, wie schon im erstin-

stanzlichen Verfahren und im Berufungsverfahren geltend gemacht, nur eine Vergütung 

von 1.500 DM netto monatlich erhalten, und insoweit habe das LSG seine Aufklärungs-

pflicht nach § 103 SGG verletzt, vermag dieses Vorbringen keinen Verfahrensmangel 

zu begründen. Denn das LSG hat bei seiner Entscheidung offenkundig im Rahmen der 

zu treffenden Beweiswürdigung nach § 128 SGG den in den Tatbestand des Beru-

fungsurteils aufgenommenen Vortrag des Klägers, wonach er lediglich 1.500 DM mo-

natlich pauschal erhalten habe, als nicht glaubhaft angesehen. Stattdessen ist es - in 

Übereinstimmung mit der Beklagten - davon ausgegangen, dass der Kläger tatsächlich 

den Lohn erhalten hat, der in den vorgelegten Lohnunterlagen des Steuerberaters der 

Arbeitgeberin ausgewiesen und von der auch die entsprechenden Sozialversicherungs-

beiträge bezahlt worden sind. Der Kläger hat weder in seiner Revisionsbegründung 

vorgetragen noch ist es ersichtlich, dass das LSG bei seiner Beweiswürdigung die 
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Grenzen überschritten hat und insbesondere gegen Denkgesetze verstoßen hat. Viel-

mehr entspricht es gerade der Übung und den Denkgesetzen, dass die vorgelegten und 

abgewickelten Lohn- und Gehaltsabrechnungen auch der Lebenswirklichkeit entspro-

chen haben. Ein Anlass, dem Vortrag des Klägers nachzugehen, hätte allenfalls dann 

bestanden, wenn eine Begründung dafür ersichtlich gewesen wäre, warum die detail-

lierten Abrechnungsunterlagen der Arbeitgeberin nicht zutreffen. Dies war jedoch nicht 

der Fall; auch der Kläger hat insoweit nichts vorgetragen, sondern lediglich seinen Vor-

trag aus dem Schreiben vom 7. Januar 1999 wiederholt, das bereits Anlass für die 

Rückfrage der Beklagten bei der Arbeitgeberin (Antwortschreiben ihres Steuerberaters 

vom 6. Mai 1999) gewesen war.  

 

Demzufolge ist auch die von der Beklagten geltend gemachte Erstattungsforderung der 

Höhe nach rechtlich nicht zu beanstanden.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 




